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CapAnamur – den Namen
des berühmtesten aller
„Rettungsboote“ identifi-

zierte man in Deutschland einst
vor allemmit der Bewahrung
vietnamesischer Flüchtlinge vor
dem sicheren Tod – bis die gleich-
namige Hilfsorganisation im Zu-
sammenhangmit dem dramati-
schen Sterben ungezählter
Flüchtlinge imMittelmeer er-
neut Schlagzeilenmachte. Und
die Organisation „Borderline Eu-
rope“ gegründet wurde.
2009 würdigte der damalige

BundesinnenministerWolfgang
Schäuble das couragierte Han-
deln des „Cap-Anamur“-Grün-
ders Rupert Neudeck – in asiati-
schen Gewässern. Anlass war die
Enthüllung eines Gedenksteins
in Hamburg.Wenig später gei-
ßelte der designierte Karlspreis-
träger 2012 die skrupellosenMe-
thoden der „Menschenschlep-
per“ imMittelmeer. Teilweise
ganz sicher zu Recht – wenn auch
nicht im Zusammenhangmit
dem neuerlichen Einsatz der Cap
Anamur, was ein langwieriger
Prozess gegen deren Kapitän in
Italien bewiesen hat. Aber
Schäuble forderte auch, dass
„Migrations- und Entwicklungs-
politik enger verknüpft“ werden
müssten, umKatastrophenwie
jene vor der Insel Lampedusa, wo
immer wieder zahlreiche Flücht-
linge aus Afrika starben, wirksam
zu verhindern.
Doch längst ist die EU zu sehr

mit ihren eigenen – wirtschaftli-

chen – Problemen beschäftigt,
um ihre Verantwortung jenseits
der kontinentalen „Festung“
wirklich wahrzunehmen. Aus
wirtschaftlichen Gründen schot-
tet sie sich rigoros ab, will vom
Schicksal der Ärmsten gleich ne-
benan nichts sehen und nichts
hören.
Der Verein Aachener Friedens-

preis legt den Finger endlich in
dieseWunde: Nach wie vor wird
viel zu wenig gegen Ursachen
und brutale Begleiterscheinun-
gen der ungebrochenen Flücht-
lingsströme unternommen. Der
„arabische Frühling“, teils im
Keim erstickt, kann darüber
nicht hinwegtäuschen. Aber die
Preisverleihung an „Borderline“
kann einen wichtigen Anstoß ge-
ben, das brennende Thema end-
lich wieder auf die politische
Agenda zu nehmen. Die Aus-
zeichnung desmexikanischen
Menschenrechtlers Cerezo Con-
treras magman da weniger lei-
denschaftlich zur Kenntnis neh-
men – zu Unrecht. Natürlich ge-
hen „Drogenkrieg“ und Staats-
terror im fernenMittelamerika
unsere Gesellschaft ebenso an.
Weil sie leider auch als „Markt“
für illegale, menschenverach-
tende Geschäftemit der Sucht
„funktioniert“. Undweil Cerezo
Contreras staatlicheWillkür am
eigenen Leib erlebt und erlitten
hat. Gerade wir Deutschen sind
verpflichtet, ihr entgegenzutre-
ten. Überall.
▶m.hinrichs@zeitungsverlag-aachen.de
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▶Matthiashinrichs

Hinsehen, handeln
Friedenspreis hält hässlichem europa den Spiegel vor

Von matthias hinrichs

aachen. Fünf Jahre lang haben Ste-
fan Schmidt, Kapitän des berühmt
gewordenen Rettungsschiffs „Cap
Anamur“, und Elias Bierdel, seiner-
zeit Leiter des gleichnamigen
Hilfskomitees, in Italien vor Ge-
richt gestanden. Der Vorwurf: Sie
hätten Flüchtlinge aus Afrika über
dasMittelmeer illegal nach Europa
schleusen wollen. 2009 wurden
beideMänner nach spektakulärem
Verfahren freigesprochen.Derme-
xikanische Student Alejandro Ce-
rezo Contreras, Jahrgang 1981,
wurde 2001 mit seinen Brüdern
Héctor undAntonio verhaftet, ein-
gesperrt und gefoltert. Der Vor-
wurf: BeteiligunganeinemSpreng-
stoffanschlag inMexiko-Stadt und
mithin terroristischerUmsturzver-
suche. Cerezo Contreras wurde zu
siebeneinhalb Jahren Freiheitsent-
zug verurteilt. Nach vier Jahren
konnte er das Gefängnis verlassen
– rehabilitiert, die Anschuldigun-
gen konnten nie belegt werden.
Seine Brüder blieben bis 2009 in
Haft.
Was haben beide „Fälle“ ge-

meinsam, abgesehen vom späten
Freispruch? Schmidt und Bierdel

sind Mitgründer der 2007 ins Le-
ben gerufenen Organisation
„Borderline Europe – Menschen-
rechte ohne Grenzen e.V.“. Sie
setzt sich für eine neue, humane
Politik gegenüber Flüchtlingen
ein, die an den Grenzen zur EU ge-
strandet sind und dabei vielfach
den Tod gefunden haben. Kurz
nach der Verhaftung von Cerezo
Contreras wurde in Mexiko das
„Comité Cerezo“ gegründet. Die
Organisation kämpft für die
Rechte der Zivilbevölkerung, ge-
gen diewachsendeMilitarisierung
des mittelamerikanischen Staates,
gegen willkürliche Verhaftungen
und Morde an Unbeteiligten im
Zusammenhang mit dem 2006
von Präsident Felipe Calderón aus-
gerufenen „Krieg“ gegen die Dro-
genkartelle.

„Von unten her“

Und: Ebenso wie „Borderline Eu-
rope“ werden Cerezo Contreras
unddas nach ihmbenannte Komi-
tee am 1. September in der Aache-
ner Aula Carolina mit dem Aache-
ner Friedenspreis ausgezeichnet.
Beide Preisträger, so die obligatori-
sche Begründung, trügen „vonun-

ten her“ undmit großempersönli-
chen Einsatz dazu bei, die Völker-
verständigung zu fördern, Feind-
bilder ab- und Vertrauen aufzu-
bauen. „Deshalb wurden sie in der
Mitgliederversammlung Ende Ap-
ril mit je rund zwei Dritteln der
Stimmen ausgewählt“, erklärte
Tina Terschmitten, Vizevorsit-
zende des Vereins, gestern.
„Seit 2006 der ‚Krieg gegen die

Drogenkartelle‘ von dermexikani-
schen Regierung ausgerufen wor-
den ist, haben rund 60 000 Men-
schen – darunter zahllose Un-
schuldige – ihr Leben verloren“,
berichtete Vereinsmitglied Andrej
Hunko, der die Initiative zur Kür
Cerezo Contreras’ maßgeblich
mitgetragen hat. Das „Comitee“
zeichne sich vor allem dadurch
aus, dass es mit dem 2010 gegrün-
deten Verein „ACCUDEH“ ein ver-
lässliches Dokumentationsverfah-
ren im Hinblick auf Menschen-
rechtsverstöße, militärische und
staatlicheWillkür entwickelt habe
und Menschen ausbilde, die sich
für den Schutz der Zivilbevölke-
rung einsetzten.
Cerezo Contreras und viele sei-

ner Verbündeten seienmit bislang
nicht weniger als 13Morddrohun-
gen und massiven Einschüchte-
rungsversuchen konfrontiert wor-

den. Die Anwältin der Cerezo-Brü-
der sei bereits imOktober 2001 tat-
sächlich umgebracht worden.
Hunko: „Es erscheint nicht abwe-
gig, dass dieser Terror auch im Zu-
sammenhang mit der Staatsfüh-
rung inMexiko zu sehen ist.“

Letztlich lebensrettend

Als Plädoyer für einen menschen-
würdigen und letztlich lebensret-
tenden Umgang mit Flüchtlingen
versteht der Verein zudem die
Würdigung von „Bor-derline Eu-
rope“, wieDunker als einer der Im-
pulsgeber zur Wahl der Initiative
darlegte. „Noch immer weiß man
viel zu wenig darüber, was sich an
den Grenzen zum Kontinent, vor
allem im Mittelmeer abspielt“,
sagte er. „Nach Schätzungen sind
in den vergangenen 15 Jahren
rund 15 000 Flüchtlinge an Euro-
pas Grenzen ums Leben gekom-
men.“ De facto führe die EU einen
„Krieg gegen Asylsuchende“,
schotte sichmitmilitärischenMit-
teln gegen unerwünschte Einwan-
derer ab, nehme sehenden Auges
deren Tod in Kauf. Dunker: „Wir
müssen weiter öffentlich machen,
was dort passiert – genau darum
hat sich ,Borderline Europe‘ beson-
ders verdient gemacht.“

Mitbegründer des Vereins „Borderline europe“: Stefan Schmidt (rechts),
ex-Kapitän der „Cap Anamur“, und elias Bierdel.

Plädoyer gegen Staatsterror und rigorose Abschottung der eu: der mexikanische Menschenrechtler
Alejandro Cerezo Contreras und „Borderline europe“ erhalten den aachener Friedenspreis 2012.

Standhaft gegen „Krieg von oben“

BenjaminNetanjahu hat die
Israelis erneut vollkommen
überrascht und seine Füh-

rung weiter gestärkt. Auf der Stre-
cke geblieben ist die Glaubwür-
digkeit. Der Schaden für die la-
bile israelische Demokratie ist ge-
waltig. Nicht nur ist die Politik-
verdrossenheit der Israelis bestä-
tigt und gefestigt worden.
Vielmehr haben die Politiker al-
ler Richtungen auch den letzten
Hauch vonGlaubwürdigkeit ver-
loren. Ihnen allen ist nach An-
sicht der Bürger undWähler ihr
Sessel, ihreMachtteilhabe wich-
tiger als jedeMoral und wichti-
ger als Staat und Bevölkerung.
Für Netanjahu hat die Stabili-

tät seinerMacht oberste Priori-
tät, erst recht, wenn er dafür
praktisch keinen politischen
Preis zahlenmuss. Nun kann er
mittels mehr als nur zweifelhaf-

ten Gesetzen zugunsten der Sied-
ler den Rechtsstaat torpedieren,
indem er Urteile des Obersten
Gerichts nicht wie zugesagt, um-
setzt, sondern sie nachträglich
ignoriert und umgeht. Er wird
dabei auch der von ihm seiner-
zeit nur widerwillig akzeptierten
„Zwei-Staaten-Lösung“ einen
möglicherweise entscheidenden
Stoß versetzen.
SchaulMofas, ehemaliger Ge-

neralstabschef und Verteidi-
gungsminister, hat sich bisher
gegen einen israelischen Allein-
gang gegen den Iran ausgespro-
chen. Ob aber ausgerechnet er
Netanjahu von seinen Angriffs-
plänen abbringen kann,muss
bezweifelt werden. Nicht zuletzt,
weil führende Sicherheitspoliti-
ker seiner Kadima-Partei mit Ne-
tanjahu übereinstimmen.
▶ lokales@zeitungsverlag-aachen.de

▶ charLesa. LandsMann(teLaViV)

Schaden für Israel
netanjahu opfert seine glaubwürdigkeit

Kämpfer für Menschenrechte und gegen „staatlichenterror“ in Mexiko: Alejandro Cerezo Contreras (ganz rechts) undVertreter des „Comité Cerezo“.

nach dem spektakulären rücktritt
von Karl heinz Otten im november
hat der Friedenspreis-Verein noch
immer keinen neuenVorsitzenden.
dies sei einzig darauf zurückzufüh-
ren, dass sich bislang kein Kandidat
für den „full time job“ gefunden
habe, betonten dieVorstandsmit-
glieder tina terschmitten und dieter
Spoo gestern. Alte gräben seien er-
folgreich zugeschüttet worden, es
gebe keine massiven Konflikte mehr
innerhalb desVereins.

auch von einem „Linksruck“, wie
seinerzeit vielfach kritisiert, könne
keine rede sein, unterstrich ter-
schmitten. dass die neuen Preisträ-
ger gestern durch dieVereinsmitglie-
der Andrej hunko, auch bekannt als
Bundestagsabgeordneter der Linken,
und darius dunker, Landtagskandi-
dat der Partei, vorgestellt wurden,
sei Zufall. im gesamtenVereinsvor-
stand gebe es kein Mitglied der Lin-
ken. „Wir sind und bleiben parteipo-
litisch völlig unabhängig.“

Vorstand ohne spitze, aber auch „ohne Konflikte“

ratspräsident Van rompuy lädt zum sondergipfel am 23. Mai. hollandes erster Auftritt auf der europäischen Bühne. Fragen und Antworten zu einem neuen Pakt.

Europa sucht trotz leererKassen denWeg zumehrWachstum
Brüssel. Am 23. Mai soll ein EU-
Sondergipfel darüber beraten, wie
trotz leerer Staatskassen das Wirt-
schaftswachstum gefördert wer-
den kann. Ratspräsident Herman
Van Rompuy lud dafür zu einem
informellen Abendessen nach
Brüssel ein.Das Treffen ist der erste
Auftritt des neuen französischen
Präsidenten François Hollande auf
der europäischen Bühne. Es soll
um Wege gehen, wie das Wirt-
schaftswachstum und der Aufbau
von Arbeitsplätzen in Europa an-
gekurbelt werden können.

Nachdem die EU besonders un-
ter deutschemDruck imKampf ge-
gen die Schuldenkrise bisher vor
allemauf strikte Sparpolitik gesetzt
hat, mehren sich die Forderungen
nach einer Wachstumsoffensive,
um wirtschaftlich am Boden lie-
genden Ländern wie Spanien, Por-
tugal oderGriechenland zuhelfen.
Besonders Hollande hat sich zum
Fürsprecher eines Richtungswech-
sels gemacht und gefordert, den
EU-Fiskalpakt für mehr Haushalts-
disziplin umeineWachstumskom-
ponente zu ergänzen – Kanzlerin

Angela Merkel erteilte einer Neu-
verhandlung des Pakts aber bereits
eine strikte Absage. Unser Brüsse-
ler Korrespondent Detlef Drewes
sagt, wie die EU den Konjunktur-
motor wieder anwerfen will.

Warum braucht die eU einenWachs-
tumspakt?
Bisher hat man – vor allem mit

dem Fiskalpakt und den Verspre-
chen, Schulden abzubauen – auf
Sparen gesetzt. Doch das reicht
nicht. Nach Angaben der EU-Sta-
tistikbehörde werden bis Mitte des
Jahres alle 17 Euro-Staaten in eine
Rezession rutschen. Derzeit haben
bereits 17,36MillionenArbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer
keine Stelle. In Spanien ist jeder
zweite Erwerbsfähige ohne Job.

Wird der Fiskalpakt nun wieder auf-
geschnürt und neu verhandelt?
Nein. Die Verpflichtungen die-

ses Vertrages – Einführung einer
Schuldenbremse, automatische
Strafen beimVerstoß gegendieDe-
fizitregeln – treten nach der Ratifi-
zierung in Kraft. Sollten Länder
wie Irland oder Frankreich nicht
mitmachen, bleiben sie ebendrau-

ßen. Kommissionspräsident José
Manuel Barroso hat gestern noch
einmal betont, dass Konsolidie-
rung der Staatshaushalte und
Wachstum zwei Seiten derselben
Medaille sind.

Und wie will europa Wachstum aus-
lösen?
Zwar sprechen derzeit alle vom

Wachstum und einem entspre-
chenden Pakt. Aber man redet
auch aneinander vorbei. Hollande

denkt vor allem an Konjunktur-
programme, die mit neuen Schul-
den finanziert werden sollen.Mer-
kels Credo lautet: kein Wachstum
auf Pump. Allerdings gibt es nicht
viele europäische Regierungschefs,
die diese Auffassung teilen.

im Gespräch sind auch Maßnahmen
wie Bürokratie-abbau. Was soll das
denn bringen?
Dabei geht es in der Tat um sehr

viel Geld und große Wachstums-
möglichkeiten. Ein Beispiel: Seit
Jahren können sich die EU-Staaten
nicht auf ein europäisches Patent
einigen. Ein EU-Schutz würde die
Entwickler sowie die beteiligten
Firmen aber von Verwaltungskos-
ten (bis zu 250 Millionen Euro im
Jahr) entlasten. Auch die Vollen-
dung des Binnenmarkts gehört
dazu. Noch immer können Be-
triebe Aufträge in einem Nachbar-
land nicht übernehmen, weil es
künstliche Hemmnisse gibt, mit
denen man sich lästige Konkur-
renten vom Leib hält. Die denk-
bare Entlastung der Unternehmen
durch europäische Bürokratie liegt
bei etwa 40 Milliarden Euro im
Jahr.

ein Blumengebinde für das grab des unbekannten Soldaten: Frankreichs
künftiger Präsident François hollande (links) und sein abgewählter Vor-
gänger nicolas Sarkozy traten gestern beim 67. Jahrestag der Befreiung
gemeinsam auf. Foto: afp

im Kampf gegen die europäische
Schuldenkrise hat sich eu-Parla-
mentspräsident Martin Schulz dafür
ausgesprochen, Sparprogramme um
eine nachhaltige Beschäftigungs-
undWachstumsstrategie zu ergän-
zen. „haushaltsdisziplin ist kein
Selbstzweck, sondern ein Mittel zum
Zweck“, sagte Schulz gestern im
Bundestag. es dürfe nicht nur eine
reduzierung der Ausgaben diskutiert
werden, notwendig sei auch eine
Verbesserung der einnahmen.

Für dringend notwendig hält
Schulz in diesem Zusammenhang
die einführung der umstrittenen Fi-
nanztransaktionssteuer. Zugleich
räumte er ein, dass es „massivenWi-
derstand“ gegen dasVorhaben gebe.
Mit Blick auf deutschland sagte
Schulz, es gebe „Länder in europa,
die sich mit ihrenVorstellungen in
der Krise immer durchgesetzt ha-
ben“.Wenn diese sich mit der glei-
chen Kraft für die Steuer einsetzten,
sei diese auch umzusetzen. (afp)

Martin Schulz fordert Finanztransaktionssteuer
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▶ häuslichegewalt
jedentag einthema

Häusliche Gewalt ereignet
sich in Aachen jeden Tag. Oft
auchmehrmals am Tag. 950
Fälle hat die Polizei im vori-
gen Jahr in der Städteregion
gezählt. „Das ist für uns ein
großes Thema“, sagt Polizei-
sprecher Paul Kemen, „die
Zahl der Fälle bewegt sich auf
hohemNiveau.“

▶ Spartippsmitdem
hammerschlag

▶ Wennreiten zum
Schulfachwird

im lokalteil Abstieg kostet
Aachen 450 000
Euro pro Jahr
Aachen. Alemannias Abstieg kos-
tet die Stadt Aachen 450 000 Euro
pro Drittliga-Jahr. Grund ist die
Stadionumfinanzierung, an der
sich die Stadt über eine neue Ge-
sellschaft mit rund 19 Millionen
Euro an Krediten beteiligt. Kalku-
liert war, dass die Gesellschafter –
neben der Stadt die AachenMün-
chener mit gleichem Anteil und
mit vier Millionen Euro Private –
zwei Millionen Euro jährlich an
Pacht vom Klub bekommen und
damit die Kredite bedienen. In Liga
3 fließt aber nur eine Million, die
Lücke müssen die Gesellschafter
füllen. (stm) ▶ Lokales

telegramme

Timoschenko will heute
Hungerstreik beenden
Kiew.Die inhaftierte ukraini-
sche Ex-Regierungschefin Julia
Timoschenko will heute ihren
Hungerstreik beenden. Sie wer-
de in eine Klinik in Charkow
verlegt und unter Aufsicht eines
Arztes von der Berliner Charité
Nahrung zu sich nehmen, sagte
ihre Tochter Jewgenija. Zuvor
musste die ukrainische Führung
einen Gipfel verschieben, da
fast alle Staatschefs demonstra-
tiv abgesagt hatten. (afp)

Pro-NRW-Demo in
Düren bleibt friedlich
Düren.Drei Tage nach den Kra-
wallen beim Aufeinandertreffen
von Rechtsextremen und Sala-
fisten in Bonn sind weitere anti-
islamische Demonstrationen
der rechten Partei Pro NRW in
Köln undDüren weitgehend
friedlich verlaufen. In Köln wur-
den zehn bewaffnete Salafisten
festgenommen. 18 Pro-NRW-
Anhänger trafen in Düren auf
rund 120 Gegendemonstran-
ten. Die Verwaltungsgerichte in
Köln und Aachen hatten Pro
NRWdas Zeigen vonMoham-
med-Karikaturen auf beiden
Kundgebungen genehmigt. (az)

„SchiffSverkehr“
Lontzen vor dem
Grönemeyer-Konzert

▶ kultur

Querfeldein
Grenzinspektion mit
Pinsel und Drahtbürste

▶ Seite 5

alemannia
Feisthammel wechselt
nach Paderborn

▶ Sport

Wetter

max
Tag

min
Nacht

14°

19°

familienanzeigen
Heute im ProduktWirtschaft

▶Wetter Bunte Seite

Noch rollen hier nur Autos über den Asphalt:
Die für den 3. Juni geplante Eröffnung des
Großflughafens Berlin-Brandenburg wird bis
nach den Sommerferien verschoben. Zur Be-
gründung nannte die Betreibergesellschaft
Brandschutz-Mängel. Der Flugbetriebwerde zu-

nächst von den Flughäfen in Tegel und Schöne-
feld abgewickelt. Berlins Regierender Bürger-
meister Klaus Wowereit und Brandenburgs Mi-
nisterpräsidentMatthias Platzeck äußerten sich
zuversichtlich, dass der Airport imAugust in Be-
trieb gehen könne. ▶ Seite drei/WirtSchaft

Flughafen-Debakel in Berlin
Fo
to
:d
pa

Bußgelder steigen im Schnitt um bis zu 40 Prozent. ADAC: Niederländer beim Eintreiben sehr erfolgreich.

KeinPardon fürVerkehrssünder inHolland
von udo kalS und
heiner hautermanS

Aachen/Den Haag.Ob220 Euro für
das Telefonieren mit dem Handy
am Steuer, 155 Euro für
Autofahrer, die auf der
Autobahn20 Stundenki-
lometer zu schnell unter-
wegs sind, oder 85 Euro
für falsches Parken am
Straßenrand – seit dem
1. Januar müssen Tem-
posünder, Rowdys und
Falschparker in den Nie-
derlanden noch tiefer in
die Tasche greifen als be-
reits zuvor. Zum Jahres-
beginn hob die Regie-
rung in Den Haag die
Posten imBußgeld-Kata-
log im Schnitt um bis zu
40 Prozent drastisch an.
Doch nicht nur die

saftigen Preise sollten
Autofahrer auf demWeg
zur Küste, nach Maas-
tricht oder Amsterdam
hellhörig und aufmerksam ma-
chen: Denn überdies gehen die
Nachbarn nicht nur nach Ein-
schätzung des ADAC bei der Ahn-

dung der Verkehrsverstöße rigoros
vor. „Niederländische Polizei und
Verwaltungsbehörden sind dafür
bekannt, dass sie bereits geringfü-
gige Verkehrszuwiderhandlungen

besonders ,ef-
fizient’ ver-
folgen“, teilt
der größte
deutsche Au-
tomobilclub
mit. Und Mi-
chael Nissen,
ADAC-Abtei-
lungsleiter
Internationa-
les Recht, be-
tont: „Die
Vorgehens-
weise ist
schon sehr,
sehr restrik-
tiv.“ Zwar
gebe es Mög-
lichkeiten,

sich dem Griff aus den Niederlan-
den zu entziehen, sagt der Jurist.
„Doch die westlichen Nachbarn
sind auch imVergleich zu anderen
Ländern sehr erfolgreich im Ein-
treiben der Bußgelder.“
Nicht zuletzt aus diesem Grund

machen aus seiner Sicht gerade die
niederländischen Behörden be-
sonders rege von der seit rund an-
derthalb Jahren existierenden
Möglichkeit Gebrauch, Bußgelder
EU-weit vollstrecken zu können.
Durften bis zum 27. Oktober 2010

Bußgelder im Ausland nur an Ort
und Stelle kassiertwerden, gilt seit-
dem eine EU-weite Regelung zum
Eintreiben von Knöllchen ab 70
Euro. SolltenVerkehrssünder nicht
bereits amStraßenrand gezahlt ha-
ben oder den ersten schriftlichen
Zahlungsaufforderungen gefolgt
sein, können die Strafzettel auf-
grund von Tempoverstößen, Park-
verboten oder anderen Vergehen
in Deutschland quasi in letzter In-
stanz über das Bundesamt für Jus-
tiz eingetrieben werden. ▶ Seite 5

Richter kippen Gesetz zu Einheitslasten: Städte und
Gemeinden müssen wohl bald weniger zahlen. Und
die neue Landesregierung muss noch mehr sparen.

„Großer Erfolg
fürKommunen
inNRW“

Münster. Wer auch immer die
Wahl in NRW am Sonntag ge-
winnt, wird beim Landeshaushalt
jetzt nochmehr sparenmüssen. In
Zukunft haben nämlich Städte
und Gemeinden zwischen Rhein
und Weser aller Voraussicht nach
weniger für die Lasten der Deut-
schen Einheit zu zahlen.DerNRW-
Verfassungsgerichtshof in Müns-
ter erklärte gestern ein Landesge-
setz zur Verteilung der Einheitslas-
ten in Teilen für verfassungswid-
rig. DasGesetzwar vonder damali-
gen schwarz-gelben Koalition
2010 beschlossen worden. Es re-
gelte die Aufteilung der Kosten
zwischen Land und Kommunen.
Das Land habe falsche Berech-

nungsgrundlagen angelegt, be-
mängelten die Richter. Es sei nicht
auszuschließen, dass die Kommu-
nen über Gebühr gezahlt hätten
und weiter zu viel zahlen sollten.

Jetzt muss das Land das Gesetz
überarbeiten und Entlastungen
durch den Bund an die Kommu-
nenweitergeben.
Geklagt hatten 91 Städte und

Gemeinden. Die Verbände jubeln:
„Das klare Votum der Verfassungs-
richter ist ein großer Erfolg und gu-
tes Zeichen für alle Kommunen in
NRW“, werteten Städtetag, Land-
kreistag sowie der Städte- und Ge-
meindebund NRW die Entschei-
dung. Bis zum Auslaufen des Soli-
darpakts 2019 hätte die bisherige
Abrechnungsmethode den Kom-
munen laut Berechnungen der
drei Verbände rund zwei Milliar-
den Euro zusätzlich entzogen.
NRW-Innenminister Ralf Jäger

(SPD) kündigte an, sich mit den
Kommunen zusammenzusetzen
und nach einem fairen und ge-
rechtenAusgleich zu suchen. (dpa)

▶ Seite 2

Menschenrechtler
erhaltenAachener
Friedenspreis
Aachen. Der mexikanische Men-
schenrechtsaktivist Alejandro Ce-
rezo Contreras und die Initiative
„Comité Cerezo“ sowie der Verein
„Borderline Europe“ werden am
1. September mit dem Aachener
Friedenspreis ausgezeichnet.
„Borderline Europe – Men-

schenrechte ohne Grenzen“ rückt
das Schicksal tausender Flücht-
linge in den Blick, die in den ver-
gangenen Jahren an den EU-Au-
ßengrenzen ums Leben gekom-
men sind. Das „Comité Cerezo“
kämpft gegen staatliche Willkür
undMenschenrechtsverletzungen
inMittelamerika. (mh) ▶ Seite 4

Wirtschaft senkt
Ansprüche
an ihre Lehrlinge
Berlin. In deutschen Firmen wer-
den trotz sinkender Ansprüche an
die Lehrlinge in diesem Jahr zehn-
tausende Ausbildungsplätze frei
bleiben. Angesichts des anhalten-
den Mangels an Bewerbern für
Lehrstellen schrauben die Betriebe
ihre Anforderungen an Schulab-
gänger zunehmend nach unten.
Dies geht aus einer Umfrage des
Deutschen Industrie- und Han-
delskammertages (DIHK) beimehr
als 14 500 Unternehmen hervor.
Vor zwei Jahren waren lediglich
acht Prozent der Betriebe zu Zuge-
ständnissen an dieQualität der Be-
werber bereit. In diesem Jahr lag
die Zahl schon doppelt so hoch.
Angesichts der Klagen von Un-

ternehmen über mangelnde Aus-
bildungsreife der Schulabgänger
fordert der DIHK die Wiederein-
führung von „Kopfnoten“ auf den
Schulzeugnissen. Die Informatio-
nen zu Sozialkompetenzen – wie
Betragen, Fleiß und Ordnung –
würden es Betrieben erleichtern,
auch Jugendlichenmit schlechten
Schulnoten eine Chance auf einen
Ausbildungsplatz zu geben, unter-
strich DIHK-Präsident Hans-Hein-
rich Driftmann. (dapd/dpa)

Geld einwerfen! 85 Euro
kostet in Holland falsches
Parken am Straßenrand.

Foto: Harald Krömer

Die niederländische Polizei hat im
vergangenen Jahr insgesamt 9,7 Mil-
lionen Knöllchen verteilt. Das sind
rund 1,2 Millionen weniger als im
Jahr zuvor; 2007 waren es gar 12,6
Millionen Strafzettel. Dies geht aus
demAnfang Mai veröffentlichten
Jahresbericht der zentralen Buß-
geldstelle in Leeuwarden hervor.

Temposünder kassierten 2011 mehr
als 7,4 Millionen Strafzettel. Falsch-
parker erhielten 850 000 Strafzet-
tel, Rotlichtsünder rund 238 000.

Im Rahmen der EU-weiten Rege-
lung zum Eintreiben von Knöllchen
stellte die Behörde imVorjahr mehr
als 2800 Ersuchen an das Bonner
Bundesamt für Justiz (BfJ), das für
die Vollstreckung zuständig ist.
Nach Auskunft von BfJ-Sprecher
ThomasOttersbach hat es im Jahr
2011 fast ausschließlich Ersuchen
aus den Niederlanden gegeben. Das
könnte sich aber ändern. Denn im
vergangenen März hat auch Belgien
das EU-Rahmenabkommen umge-
setzt.

Greift jetzt auch Belgien durch?

Aachener Zeitung, 9.5.2012
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▶ Viele konkrete Fragen
andie kandidatinnen

Knapp 100Menschenmit
Behinderung aus denWerk-
stätten der Lebenshilfe dis-
kutiertenmit den Landtags-
kandidatinnen Daniela Jan-
sen (SPD), Ulla Thönnissen
(CDU) und Karin Schmitt-
Promny (Grüne). Es ging um
die Themen Arbeit,Wohnen
und Freizeit/Bildung.

▶ Brustkrebs:Wissen
hilft gegenohnmacht

▶ sPD rätselt,was aus
ihrenanträgenwurde

im lokalteil

Wetter: 140 bis 190
Meist stark bewölkt und
regnerisch

informatik
40 Jahre an der
RWTH Seite 7

klimakiller
NRW-Innenminister fährt
dicksten Schlitten Seite 6

kurznotiert

Facebook-Party von
Horst Seehofer floppt
München.Das große Chaos blieb
aus, aber auch der große An-
sturm: Die Facebook-Party von
CSU-Chef Horst Seehofer er-
lebte gestern Abend trotz der
Anmeldung von 2561 Nutzern
des sozialen Netzwerks einen
äußerst lahmen Start. Nur we-
nige hundert Besucher fanden
sich in derMünchner Nobeldiso
P1 ein, darunter auch viele CSU-
Mitarbeiter und knapp 150
Journalisten. Seehofer zeigte
sich dennoch zufrieden. (afp)

Der, Die, Das

Familienanzeigen

Putin auf Eis: Präsident
schwingt den Schläger
Powerplay Putin: Russlands Prä-
sidentWladimir Putin (59) hat
wenige Stunden nach seiner
Amtseinführung einen ersten
Erfolg verzeichnet – in einer Eis-
hockey-Arena inMoskau. In ei-
nem Showspiel mit Sportlegen-
den wieWjatscheslaw Fetissow
und Alexander Jakuschew er-
zielte der Kremlchef beim
6:5-Erfolg zwei Treffer und lie-
ferte eine Tor-Vorlage. Das russi-
sche Staatsfernsehen zeigte ges-
tern, wie Putinmit der Rücken-
nummer 11 unter anderem vom
Weltverbandspräsidenten René
Fasel und von Itali-
ens Ex-Regie-
rungschef Silvio
Berlusconi be-
klatscht
wurde.

Heute im ProduktWirtschaft

Aachener Friedenspreis für Menschenrechtsorganisation „Bordeline Europe“

DasstilleDramaanEuropasGrenzen
Aachen. Die Menschenrechtsorga-
nisationen „Comité Cerezo“ aus
Mexiko und „Borderline Europe“
mit Hauptsitz in Berlin werden in
diesem Jahr mit dem Aachener
Friedenspreis ausgezeichnet. Das
„Comité Cerezo“ wurde im Jahr
2001 als Reaktion auf die Fest-
nahmevonAlejandroCerezoCon-
treras und seiner beiden Brüder

Héctor und Antonio gegründet,
die zu siebeneinhalb Jahren Ge-
fängnis verurteilt wurden, ohne
dass ihnen eine Straftat nachge-
wiesen werden konnte. Heute
kämpft das Komitee gegen Will-
kür, Folter und Gewalt inMexiko.
Der Verein „Borderline Europe“

lenkt seit seiner Gründung im Jahr
2007 den Blick auf die europäi-

schen Außengrenzen und die oft-
mals tödlichen Folgen der EU-Ab-
schottungspolitik. In den vergan-
genen 15 Jahren seien etwa 15 000
Menschen beim Versuch gestor-
ben, Europa zu erreichen. „Border-
line“ dokumentiert die Flücht-
lingsdramen und versucht, das
Leid der Flüchtenden öffentlich zu
machen. (gei) ▶ Die Seite drei

Seit dem 1. Januar gilt im Nachbarland ein äußerst
rigider Bußgeldkatalog. Die Knöllchen
werden hierzulande „sehr effizient“ eingetrieben.

Niederländer
bittendeutsche
Fahrer zurKasse

Von uDo kals unD
Heiner Hautermans

Aachen/Den Haag.Ob220 Euro für
das Telefonieren mit dem Handy
am Steuer, 155 Euro für Autofah-
rer, die auf der Autobahn 20 Stun-
denkilometer zu schnell unter-
wegs sind, oder 85 Euro für fal-
sches Parken amStraßenrand – seit
dem 1. Januar müssen Temposün-
der, Rowdys und Falschparker in
den Niederlanden noch tiefer in
die Tasche greifen als bereits zuvor.
Zum Jahresbeginn hob die Regie-
rung in Den Haag die Posten im
Bußgeld-Katalog imSchnitt umbis
zu 40 Prozent drastisch an.
Doch nicht nur die saftigen

Preise sollten Autofahrer auf dem
Weg zur Küste, nach Maastricht
oder Amsterdam hellhörig und
aufmerksam machen: Denn über-
dies gehendieNachbarnnicht nur
nach Einschätzung des ADAC bei
der AhndungderVerkehrsverstöße
rigoros vor. „Niederländische Poli-
zei und Verwaltungsbehörden
sind dafür bekannt, dass sie bereits
geringfügige Verkehrszuwider-
handlungen besonders ,effizient’
verfolgen“, teilt der größte deut-
sche Automobilclub mit. Und Mi-
chaelNissen, ADAC-Abteilungslei-
ter Internationales Recht, betont:

„Die Vorgehensweise ist schon
sehr, sehr restriktiv.“ Zwar gebe es
Möglichkeiten, sich dem Griff aus
den Niederlanden zu entziehen,
sagt der Jurist. „Doch die westli-
chen Nachbarn sind auch im Ver-
gleich zu anderen Ländern sehr er-
folgreich im Eintreiben der Buß-
gelder.“

Vollstreckt wird EU-weit

Nicht zuletzt aus diesem Grund
machen aus seiner Sicht gerade die
niederländischen Behörden be-
sonders rege von der seit rund an-
derthalb Jahren existierenden
Möglichkeit Gebrauch, Bußgelder
EU-weit vollstrecken zu können.
Durften bis zum 27. Oktober 2010
Bußgelder im Ausland nur an Ort
und Stelle kassiertwerden, gilt seit-
dem eine EU-weite Regelung zum
Eintreiben von Knöllchen ab 70
Euro. Sollten die Verkehrssünder
nicht bereits am Straßenrand ge-
zahlt haben oder den ersten
schriftlichen Zahlungsaufforde-
rungen gefolgt sein, können die
Strafzettel aufgrund von Tempo-
verstößen, Parkverboten oder an-
derenVerkehrssünden inDeutsch-
land quasi in letzter Instanz über
das Bundesamt für Justiz eingetrie-
ben werden. ▶ Seite 5

Hinweistafel an der Grenze zu den Niederlanden undVerkehrsschilder in Vaals: Auch Deutsche sollten sich pe-
nibel an dieVorschriften halten, denn die Behörden verschicken fleißig Knöllchen. Fotos: Harald Krömer

NRW-Richter kippen Einheitslasten-Gesetz. Das stammt noch aus der Ära Rüttgers. Kraft bleibt gelassen.

Urteil:Kommunengewinnen imSoli-Streit
Von CHristoF BoCk

Münster/Aachen.Wer auch immer
die Wahl am Sonntag gewinnt,
wird beim Landeshaushalt jetzt
noch mehr sparen müssen. In Zu-
kunft haben nämlich Städte und
Gemeinden zwischen Rhein und
Weser aller Voraussicht
nach weniger für die
Lasten der Einheit zu
zahlen. Der NRW-Ver-
fassungsgerichtshof in
Münster erklärte ges-
tern ein Landesgesetz
zur Verteilung der Ein-
heitslasten in Teilen für
verfassungswidrig. Das
Gesetz war von der da-
maligen schwarz-gel-
ben Koalition 2010 be-
schlossen worden.
Nach Schätzungen der Kommu-

nen kann sich damit bis zum Aus-
laufen des Solidarpaktes Ost im
Jahr 2019 einMilliardenbetrag ver-
schieben. „Daswird teuer“, schrieb
NRW-Ministerpräsidentin Hanne-
lore Kraft auf ihrer Facebook-Seite
und sprach von einer „Klatsche“
für CDU und FDP.

Es ging in einem sehr kompli-
zierten Verfahren in letzter Konse-
quenz darum, wie hoch die tat-
sächlichen Einheitskosten für das
bevölkerungsreichste Bundesland
ausfallen. So eine Rechnungwerde
mit den Jahren „immer schwieri-
ger“, gaben die Richter in ihrem

Urteil zu. Dennoch erteilte das Ge-
richt eine deutliche Rüge. Das
Land habe unzureichende Berech-
nungsgrundlagen angelegt.
Der grobe Tenor: Wenn das

Land mal vom Finanzausgleich
profitierte, floss das oft nicht in die
Berechnung ein. Es sei nicht auszu-
schließen, dass die Kommunen

über Gebühr gezahlt hätten und
weiter zu viel zahlen sollten. Den
Städten und Gemeinden würden
Gelder vorenthalten, die ihnen ge-
setzlich zustünden.
Jetzt muss das Land das Gesetz

überarbeiten und auch Entlastun-
gen durch den Bund an die Kom-
munen weitergeben. Zum Beispiel
war bisher an keiner Stelle einge-
flossen, dass das Land seit 1995
zum Ausgleich der Einheitslasten
einen höheren Anteil an der Um-
satzsteuer erhält. Geklagt hatten
91 Städte und Gemeinden. Die
größte von ihnen ist dieMillionen-
stadt Köln. Auch Bonn, Dort-
mund, Düsseldorf, Bielefeld,
Münster, Altena und Gelsenkir-
chen waren unter den vielen Pro-
zessbeteiligten. Aus der Region Aa-
chen war keine Kommune betei-
ligt.
Kurz nach dem Urteil kam aus

dem Rathaus von Münster schon
die erste Rückforderung – rund
zwei Millionen Euro pro Jahr. „Die
jetzt fälligen Rückerstattungen
durch das Land sind bereits im
städtischen Haushalt eingeplant“,
schrieb Stadtkämmerer Alfons

Reinkemeier und verwies auf sei-
nen Haushalt. „Ohne diese Rück-
erstattungenwürde dasHaushalts-
defizit noch höher ausfallen.“
Die Verbände jubeln. „Das klare

Votum der Verfassungsrichter ist
ein großer Erfolg und gutes Zei-
chen für alle Kommunen inNRW“,
werteten Städtetag, Landkreistag
sowie der Städte- und Gemeinde-
bund NRW die Entscheidung. Bis
zum Auslaufen des Solidarpakts
2019 hätte die bisherige Abrech-
nungsmethode den Kommunen
laut Berechnungen der drei Ver-
bände rund zwei Milliarden Euro
zusätzlich entzogen.

Priggen: „Ohrfeige für die CDU“

Eine „Ohrfeige“ für die CDU sieht
der Chef der bisherigen Grünen-
Landtagsfraktion Reiner Priggen.
NRW-Innenminister Ralf Jäger
(SPD) stellte heraus, dass die rot-
grüne Landesregierung nicht für
die gekippte Regelung verantwort-
lich sei. „CDU und FDP haben uns
ein Gesetz hinterlassen, das den
Interessen der Kommunen nicht
gerecht wird.“ ▶ Interview Seite 2

„Jetzt ist klar, dass sich die
schwarz-gelbe Landesregierung
von Jürgen Rüttgers nicht
verfassungskonform verhalten
hat.“
RUDI BERtRAM (SPD),
BüRGERMEIStER AUS ESCHwEIlER

Neuer Berliner Flughafen soll erst im August öffnen

Airport startet später
Berlin.Der neueHauptstadtflugha-
fen soll nach der erneuten Ver-
schiebung jetzt im August eröffnet
werden. Weil der Brandschutz
noch nicht perfekt sei, könne der
geplante Termin 3. Juni nicht ein-
gehaltenwerden, sagteChefplaner
Manfred Körtgen in Schönefeld.
Berlins Regierender Bürgermeister
Klaus Wowereit (SPD) konnte ges-

tern noch keinen genauen Termin
für die Eröffnung nennen. Ge-
dacht sei an ein Datum nach dem
Ende der Sommerschulferien am
3. August. Chefplaner Körtgen er-
klärte, die Sicherheitsanlagen hät-
tennochnicht den „nötigenReife-
grad“ und könnten deshalb vom
TÜV noch nicht abgenommen
werden. (dpa) ▶ Die Seite drei

KeineEskalation:
Pro-NRw-Demos
inDürenundKöln
Düren/Köln. Nach schweren Aus-
schreitungen in Bonn hat die Poli-
zei gestern in Kölnmit einemmas-
siven Aufgebot neuer Gewalt von
Islamisten vorgebeugt. Eine Demo
in Düren blieb indes friedlich. In
Köln waren knapp 1000 Polizisten
vor Ort. Zehn Salafisten wurden
festgenommen.Die rechtsextreme
Splitterpartei ProNRWhatte ange-
kündigt, Mohammed-Karikaturen
zeigen zuwollen, diesmal nahe der
Kölner Zentralmoschee.
Als die Behörden den Rechtsex-

tremen das Zeigen der Karikaturen
verboten, zogen sie vor dasVerwal-
tungsgericht Köln, das das Verbot
im Eilverfahren kippte. Begrün-
dung: Die Meinungsfreiheit geht
vor. Genauso hatte das Verwal-
tungsgericht Aachen mit Blick auf
eine Demo in Düren am Dienstag-
vormittag entschieden. Dort gab
es keine Zwischenfälle, als 100Mit-
glieder desDürener Bündnisses ge-
gen Rechtsextremismus, Rassis-
mus und Gewalt gegen eine Kund-
gebung von Pro NRW demons-
trierten. An der Kundgebung der
Islam-Gegner nahmen exakt 18
Personen teil. (an) ▶ Seite 2
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Schon wieder verschiebt sich der Start des Hauptstadtflughafens in Berlin

ReadyforTake-Off?Nochnicht!
Von Burkhard Fraune
und Bernd röder

Berlin. Bitter, böse, enttäuschend.
Und: Jetzt einen kühlen Kopf be-
wahren – wenn Politiker so reden,
sind sie in höchster Not. So wie
Klaus Wowereit und Matthias
Platzeck, die am Dienstag eine ih-
rer größten Blamagen eingestehen
müssen. Schonwieder verschieben
die Länderchefs den Start des
Hauptstadtflughafens Berlin Bran-
denburg – vier Wochen vor der ge-
planten Eröffnung.
„Ich bin stocksauer“, sagt Platz-

eck. Das Vorzeigeprojekt der bei-
den SPD-Politiker hatte ohnehin
schonviele Schrammen.Nun ist es
richtig demoliert. Und ob der Air-
port ein wirtschaftliches Glanz-
stück wird, ist derzeit auch unsi-
cher. Denn der Hauptkunde Air
Berlin ist in schweren Turbulen-
zen, die versprochenen Arbeits-
plätze lassen auf sich warten und
der Protest der lärmgeplagten An-
wohner lässt nicht nach.
EndeMai schonwollte die Kanz-

lerin vor tausenden geladenen
Gästen in Schönefeld Berlins und
Brandenburgs neues Tor zur Welt
symbolisch aufstoßen. Es soll den
schäbigen früheren DDR-Zentral-
flughafen nebenan ablösen und

auch den überlasteten Flughafen
Tegel – die „vereinigten Hütten-
werke“, wie Flughafenchef Rainer
Schwarz einmal spottete. Nun
muss er lebensverlängernde Maß-
nahmen für die abgehalfterten
Airports verkünden.
Denn an der Berliner Stadt-

grenze kommt der 2,5 Milliarden
Euro teure „modernste Flughafen
Europas“, wie die Betreiber wer-
ben, nicht durch den TÜV. Die
Brandschutzanlage sei noch nicht
weit genug, heißt es. Der Festakt
mit Kanzlerin fällt aus und wenn
dann imAugust vielleicht dochdie
erste Maschine abhebt, soll die
Feier eine Nummer kleiner sein,
wie Wowereit sagt. Man ist klein-
laut geworden.

Unter keinem guten Stern

Die böse Überraschung kam über
Nacht, wenn man den SPD-Grö-
ßen glaubt, die mit dem Willy-
Brandt-Airport ihrem politischen
Großvater Willy Brandt und auch
ein wenig sich selbst ein Denkmal
setzen wollen. Warum der Auf-
sichtsrat das so spät erfährt? Dafür
fehle ihm die Fantasie, sagtWowe-
reit als Chef des Kontrollorgans.
Die Geschäftsführung hatte

noch vor zwei Wochen auswei-

chend auf Journalistenfragennach
demBrandschutz geantwortet. Die
nötigen Abnahmen der Behörden
für Gebäude und Betriebsabläufe
würden rechtzeitig erteilt, hieß es
damals. Nun bleibt Geschäftsfüh-
rer Schwarz nur, um Entschuldi-
gung zu bitten.
Der Hauptstadtflughafen

scheint unter keinem guten Stern
zu stehen. Eigentlich sollte
Deutschlands drittgrößter Flugha-
fen schon seit einem halben Jahr
in Betrieb sein. Doch nach Pleiten
vonPlanungsfirmenundneuen Si-
cherheitsvorschriften musste der
Start schon einmal verschoben
werden. Je näher nunder neue Ter-
min 3. Juni rückte, um so häufiger
kam die Frage, wo denn die ver-
sprochenen 40 000 Arbeitsplätze
bleiben. Sicher ist: Am BER - so das
internationale Kürzel für den Air-
port –werden 20 000Menschen ar-
beiten, 2000 bis 3000 mehr als an
den alten Airports. Hinzu rechnen
die Landesregierungen 9000 wei-
tere Jobs im Umfeld. Mehr ist bis-
lang nicht in Sicht.
Eineinhalb Jahre stand der Neu-

bau außerdem völlig im Schatten
des Streits um die Flugrouten, de-
ren tatsächliche Dimension die
Landesregierungen jahrelang im
Dunkeln gelassen hatten. Nun ist

derWiderstand rund umden Flug-
hafen mitten im Berliner Speck-
gürtel umso größer. Für viele ist es
nur noch der „ProblemBER“.
Das dürfte es den Betreibern

schwer machen, die Kapazität
möglichst bald von27 auf 45Milli-
onen Passagiere im Jahr aufzusto-
cken - auchwenndie notwendigen
Terminal-Erweiterungen schon ge-
nehmigt sind.
Nun droht neuer Ärger durch

dieVerschiebung. Bei der Lufthan-
sa-Hauptversammlung in Köln

schlägt die Nachricht aus Berlin
am Dienstag ein wie eine Bombe.
Die größte deutsche Airline muss
nun die für den neuen Flughafen
geplanten zusätzlichen Kapazitä-
ten in das enge bestehende Flugha-
fensystem Berlins drücken. Sechs
zusätzliche Maschinen müssen
untergebracht werden. Ansprüche
auf Schadenersatz werden die Ju-
risten später prüfen.
Und dann ist da noch die Frage,

ob Air Berlin durchhält. Die zweit-
größte deutsche Airline soll jeden

dritten Flug am neuen Flughafen
anbieten, sie ist der Hauptkunde.
Doch Air Berlin fliegt seit vier Jah-
ren rote Zahlen ein und es ist un-
klar, ob der Einstieg der Airline Eti-
had hilft – oder ob das Geld der
Araber die Berliner nur etwas län-
ger überWasser hält.
Platzeck hat schon die Devise

für Berlin und Brandenburg ausge-
geben: „Nerven behalten!“

? Video im internet:
www.az-web.de

Warten auf den einsaz imtower:Weil die Brandschutztechnik auf dem neuen Hauptstadtflughafen Berlin Bran-
denburg (Ber) nicht ausgereift ist, geht das Milliardenprojekt nicht wie geplant am 3. Juni in Betrieb, sondern
verzögert sich ummindestens zwei Monate. Foto: dpa

„Borderline Europe“ lenkt den Blick auf Grausamkeiten, die niemand wahrhaben will. Dafür erhält der Verein den Aachener Friedenspreis 2012.

DasgroßeSterbenandenGrenzenEuropas
Aachen. „Das Schweigen brechen“
überschreibt der Verein „Border-
line Europe – Menschenrechte
ohne Grenzen“ seine Arbeit, für
die er in diesem Jahr mit dem Aa-
chener Friedenspreis ausgezeich-
net wird. Seit seiner Gründung im
Jahr 2007 versucht er auf die tödli-
chen Folgender EU-Abschottungs-
politik und auf die heimlichen
Dramen, die sich an den europäi-
schen Außengrenzen abspielen,
aufmerksam zu machen. Über die
Ziele undHintergründe sprachun-
ser RedakteurGerald Eimermit Elias
Bierdel, Gründungs- und Vor-
standsmitglied vonBorderline und
Ex-Chef der Hilfsorganisation Cap
Anamur.

in wenigen tagen wird in Aachen
wieder der Karlspreis verliehen, bei
dem traditionell viel von den euro-
päischenWerten und von einem Le-
ben in Frieden, Freiheit und Wohl-
stand die rede ist. Sie kennen die
Kehrseite europas.

Bierdel: Wir beschäftigen uns seit
Jahren mit einem Thema, das ge-
nau diese vielbeschworenen ge-
meinsamen Werte infrage stellt:
Wie geht Europamit jenenum, die
versuchen, in die EU zu gelangen,
um hier als Flüchtlinge um Schutz
und Hilfe zu bitten oder auch
„nur“, weil sie ein besseres Leben
suchen? Wir stellen fest, dass hier
eineArt Festung entstanden ist, die
auchmitmilitärischenMitteln ge-
gen Menschen abgeschottet wer-
den soll, die man hier nicht haben
will. Tausende sterben jedes Jahr
bei demVersuch, die hochgerüste-
ten Außengrenzen zu überwinden
–undkaum jemandwill davonNo-
tiz nehmen.

Was passiert an den Grenzen?

Bierdel: Da werden Menschen in
höchster Not systematisch im
Stich gelassen, Kriegsschiffe drän-
gen Flüchtlingsboote ab, Leute
sterben in den Minenfeldern am
Evros, Unbewaffnete werden von
europäischen Grenzwächtern be-
schossen. Es ist ein ganzer Katalog
der Abscheulichkeiten, der mit
dem universellen Versprechen der
Menschenrechte, wie es ja speziell
Europa der Welt gegeben hat,
nicht vereinbar ist. Das hat jamitt-
lerweile auchderMenschenrechts-
gerichtshof in Straßburg so festge-
stellt.Wennwir aber zulassen, dass
an unseren Grenzen das große
Sterben weitergeht – mit welchem
Argument wollen wir denn noch
zumBeispiel China für seine Tibet-
Politik kritisieren? Das ist keine
marginale Frage, hier geht es um
die Glaubwürdigkeit und letztlich
umdie Identität Europas als Konti-
nent derMenschenrechte.

Warum flüchten die Menschen?
Warum nehmen sie lebensgefährli-
che risiken in Kauf?

Bierdel:Die individuellen Gründe,
warum jemand seine Heimatre-

gion verlässt, sind höchst unter-
schiedlich. Klar ist nur, dass nie-
mand einfach soweggeht, wenn er
nicht sehr schwerwiegende
Gründe hat. Das kann ein Krieg
sein, eineDürre, oder die unerträg-
lichen Lebensbedingungen einer
Diktatur. Im letzteren Fall geht es
also um Menschen, die genau das
suchen,was zumBeispiel dieDDR-
Flüchtlinge auch gesucht haben:
ein Leben in Freiheit und Würde.
Wer einmal beschlossen hat, dass
er die Verhältnisse nicht mehr er-
tragen kann und will, der riskiert
in letzter Konsequenz auch sein
Leben – das war an der Berliner
Mauer nicht anders als heute in
den Zäunen von Melilla oder im
Mittelmeer. Einfach die Grenzen
abzuriegeln, das war noch nie eine
Lösung. Erst recht nicht, wennwir
hier in Europa an den schlechten
Lebensbedingungen in den Her-
kunftsregionen zumindest eine er-
hebliche Mitverantwortung tra-
gen.

Was müsste getan werden, um
diese Flüchtlingsdramen zu verhin-
dern?

Bierdel:Grundsätzlichmuss jedem
Menschen geholfenwerden, der in
Not ist. Wenn wir dieses Prinzip
aufgeben, sind wir verloren. Das
verordnete „Wegschauen“ auf dem
Mittelmeer darf es nicht mehr ge-
ben.Das Sterben anden gemeinsa-
menAußengrenzen fällt in dieVer-

antwortung aller EU-Mitglieds-
staaten, das darf man nicht allein
auf den griechischen odermaltesi-
schen Behörden abladen. Wenn
wir zumBeispiel Asylsuchende per
Quote auf die EU-Staaten verteilen
würden, damit dort ihre Anliegen
geprüft werden können, dann
müssten nicht mehr so viele Men-
schen sterben. Denn oft werden
Schiffbrüchige einfach ihrem
Schicksal überlassen, weil sich
kleine Küstenländer mit den Ge-
retteten überfordert fühlen.Das ist
die kurzfristige Forderung. Lang-
fristig geht es natürlich um etwas
ganz anderes: die extrem unge-
rechte Aufteilung unserer Welt, in
der der Reichtum der einen gleich-
zeitig die bittere Armut der ande-
ren bedingt und verschärft. Wenn
wir aus dieser verhängnisvollen
Unkultur der Ausbeutung nicht
herauskommen, dann wird es an
den Rändern der Wohlstandszo-
nen immer gewalttätiger zugehen.

Können Sie die Gründe nachvollzie-
hen, warumdie europäer den unge-
regelten Zustrom von Flüchtlingen
abwehren wollen?

Bierdel: In der Frage klingt etwas
an, wasmir häufig begegnet: näm-
lich die indirekte Unterstellung,
unser gutes, altes Europa würde
durch Massen von Eindringlingen
inGefahr gebracht. Ist daswirklich
so? Schon das Wort „Zustrom“
muss man aber in Frage stellen.

Wenn man sich die Zahlen an-
sieht, gibt es den nicht. Aber es
wird von vielen Regierungen eine
regelrechte Propaganda der Angst
betrieben, wenn zum Beispiel Ita-
lien nach der Landung von ein
paar hundert Tunesiern den „Not-
stand“ ausruft und Dänemark dar-
aufhin die Grenzen schließt. Das
kommt davon, wennman ein sen-
sibles Thema wie Flucht und Mig-
ration praktisch nur noch unter
vermeintlichen Sicherheitsaspek-
ten diskutiert und in dieHände der
Grenzwächter gibt. Wenn wir of-
fen und sachlich über diese Dinge
redenwürden, kämenwir zu völlig
anderen Schlüssen. Auch deshalb,

weil gerade Deutschland in den
nächsten Jahren sehr viele Zuwan-
derer brauchenwird,wenn es seine
sozialen Standards auch nur halb-
wegs halten will.

Sie und der Kapitän der Cap Ana-
mur, Stefan Schmidt, sind unter an-
derem bekannt geworden, weil sie
2004 in italien wegen angeblicher
Schlepperei angeklagt waren,
nachdem sie 37 Afrikaner aus See-
not gerettet und an Land gebracht
haben. Hat dieses Verfahren im
Nachhinein ihrer Arbeit geholfen?

Bierdel: Unsere Erfahrungen im
Mittelmeer – und die juristische
Folge eines auf falsche Anschuldi-

gungen gegründeten, jahrelangen
Gerichtsverfahrens – haben uns
zunächst ratlos und verzweifelt ge-
macht. Wir konnten und wollten
uns nicht vorstellen, dass europäi-
sche Politiker und Beamte einen
regelrechten Schauprozess gegen
uns organisieren, weil sie nicht
wollen, dass schiffbrüchige Afrika-
ner gerettet werden. Aber genau so
war es. Nun waren die böswilligen
VerleumdungenundUnterstellun-
gen aber so dick aufgetragen, dass
viele Menschen gespürt haben,
dass es hier jedenfalls nicht umdie
behauptete Straftat ging, sondern
darum, ein Zeichen zu setzen, um
Helfer zu entmutigen. Nun, diese
Rechnung ging amEndenicht auf:
noch als Angeklagtewurdenwir zu
Mitgründern von „Borderline Eu-
rope“ – und 2009 kam dann der
Freispruch. Wenn Sie so wollen,
hat also der italienische Staatsan-
walt, der uns für vier Jahre hinter
Gittern sehen wollte, tatsächlich
dazu beigetragen, dass wir heute
jene Verhältnisse öffentlich ma-
chen können, die er deckenwollte.
Und auch jenseits der Vereinsar-
beit haben die Ereignisse unserer
beider Leben in eine neue Rich-
tung bewegt: ich arbeite als Ex-
perte für Grenz-Management am
Studienzentrum „Friedensburg
Schlaining“ in Österreich, mein
Freund, der wunderbare Kapitän
Stefan Schmidt, ist Flüchtlingsbe-
auftragter des Landes Schleswig-
Holstein, einstimmig gewählt von
allen Fraktionen des Landtags.

Was erhoffen Sie sich von der Ver-
leihung des Friedenspreises?

Bierdel:Das ist zunächst eine Aner-
kennung, die allen Vereinsmitglie-
dern neue Motivation geben wird,
diese oft schwere und belastende
Arbeit weiter zu tun. Dann ist es
aber auch eine Möglichkeit, auf
unser Thema in einer breiterenÖf-
fentlichkeit aufmerksam zu ma-
chen. Und wenn sich am Ende
auch noch ein paar mehr Leute
finden, die Aktivitäten von „Bord-
erline Europe“ mit einer Spende
unterstützen wollen, dann neh-
men wir diesen erfreulichen Ne-
beneffekt ebenfalls dankbar hin.

elias Bierdel, damals Chef der Hilfsorganisation Cap Anamur, rettete im Jahr 2004 afrikanische Flüchtlinge aus Seenot und brachte sie nach Sizilien.
er wurde gemeinsam mit dem Kapitän Stefan Schmidt wegen Schlepperei angeklagt und später freigesprochen. Jetzt erhält die von Bierdel gegrün-
dete Organisation „Borderline europe“ den Aachener Friedenspreis. Foto: www.borderline-europe.de

Mit demAachener Friedenspreis
werden in diesem Jahr zwei Gruppen
ausgezeichnet, „die nochÖffentlich-
keit brauchen, umweiterzukom-
men“, wie esVorstandsmitglied Die-
ter Spoo ausdrückt. Der Preis ist mit
jeweils 1000 euro dotiert. Neben
„Borderline europe“ wird die mexika-
nische Menschenrechtsorganisation
„Comité Cerezo“ geehrt.

Gegründet wurde das „Comité Ce-
rezo“ nach der Verhaftung von drei
jungen Studenten im Jahr 2001, un-
ter ihnen der heute 31-jährige Ale-
jandro Cerezo Contreras, der am 1.
September den Friedenspreis entge-

gennehmen wird. Die Gruppe ver-
folgt und dokumentiert Menschen-
rechtsverletzungen in Mexiko, sie
geht gegen staatlicheWillkür vor
und bildet auch Menschenrechtsver-
teidiger aus.

Die Preisverleihung soll auch auf
die zunehmende Militarisierung der
mexikanischen Gesellschaft auf-
merksammachen, sagt Andrej
Hunko, Aachener Bundestagsabge-
ordneter der Linken, der die Preisträ-
ger vorgeschlagen hat und sich von
der Arbeit vor Ort überzeugen
konnte. So seien in dem „Krieg gegen
Drogen“ in Mexiko seit 2006 rund

60 000 Menschen ums Leben ge-
kommen. in den Konfrontationen
zwischen den Drogenkartellen und
demMilitär werden immer wieder
auch Zivilisten getötet. Auf Über-
griffe macht das „Comité Cerezo“
unter großen persönlichen risiken
aufmerksam, so Hunko.Wiederholt
seien Mitglieder Ziel von Morddro-
hungen undVerfolgung gewesen.

DerAachener Friedenspreiswür-
digt seit 1988 die Arbeit von Perso-
nen und Gruppen, die sich „von un-
ten“ für Frieden einsetzen. er wird
traditionell am „Antikriegstag“, 1.
September, verliehen.

Weitere Auszeichnung für mexikanischeMenschenrechtsorganisation
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